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Sektion Staats- und Rechtswissenschaft 
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Der Beitrag von M. В e n C i к, in dem aktuelle Überlegun­
gen zur weiteren Entwicklung der rechtlichen und gesell­
schaftlichen Verantwortlichkeit für geringfügige Kriminali­
tät in der CSSR vorgestellt wurden1, verweist auf eine straf­
politische Aufgabe, die in allen sozialistischen Ländern in 
Strafgesetzung und -praxis immer deutlicher hervortritt: die 
Sicherung einer wirksamen Reaktion auf geringfügige Straf­
taten von Ersttätern. Die Erfahrungen aller sozialistischen 
Länder bestätigen, daß auch bei geringfügigen Straftaten die 
strafrechtliche Verantwortlichkeit unabwendbar zur Geltung 
gebracht werden muß, um die Rechte und Interessen der so­
zialistischen Gesellschaft und des einzelnen Bürgers umfas­
send zu schützen, auf Straftäter erzieherisch einzuwirken und 
weiteren Straftaten vorzubeugen. Auf geringfügige Straftaten, 
insbesondere soweit sie von Ersttätern begangen werden, muß 
jedoch nicht in jedem Fall mit dem Mittel der Kriminalstrafe 
reagiert werden; vielmehr reichen hier vielfach andere recht­
liche und gesellschaftliche Einwirkungsmaßnahmen aus, um 
die Ziele und Zwecke der strafrechtlichen Verantwortlichkeit 
durchzusetzen.

Rechtliche und gesellschaftliche Einwirkungsmaßnahmen 
anstelle einer Kriminalstrafe

Die Strafgesetzgebungen der europäischen sozialistischen 
Länder haben eine Vielfalt von rechtlichen und gesellschaftli­
chen Einwirkungsmaßnahmen hervorgebracht, die insbeson­
dere bei den von Ersttätern begangenen geringfügigen Straf­
taten die Kriminalstrafe ersetzen können. Die materiellrecht­
lichen Kriterien für ihre Anwendung sind nahezu überein­
stimmend:

a) Es muß eine geringe Gesellschaftsgefährlichkeit der 
Straftat vor liegen (im Sinne der Terminologie der DDR: eine 
geringe Gesellschaftswidrigkeit).

b) Es muß sich um einen Täter handeln, bei dem begrün­
det angenommen werden kann, daß die vorgesehenen Maß­
nahmen der rechtlichen und/oder gesellschaftlichen Einwir­
kung ausreichend sind.

Liegen diese Kriterien vor, können — soweit nicht im ein­
zelnen weitere gesetzlich geregelte Voraussetzungen zu beach­
ten sind — folgende Einwirkungsmaßnahmen angewendet
werden:

1. Beratung und Entscheidung der ihnen von den Straf­
verfolgungsorganen übergebenen Strafsache durch gesell­
schaftliche Gerichte — Kameradschaftsgerichte; Konfliktkom­
missionen und Schiedskommissionen — (UdSSR, VR Bulga­
rien, SR Rumänien, DDR).

Als eine Maßnahme der strafrechtlichen Verantwortlich­
keit wird die Beratung und Entscheidung durch ein gesell­
schaftliches Gericht nur in der DDR verstanden (§ 23 Abs. 1 
StGB). In den anderen Ländern wird dies konzeptionell als 
eine bloße Form der gesellschaftlichen Einwirkung auf Straf­
täter begriffen, die nur zur Anwendung kommt, wenn von 
strafrechtlicher Verantwortlichkeit (UdSSR und VR Bulgarien)
oder von Maßnahmen strafrechtlicher Verantwortlichkeit (SR 
Rumänien) abgesehen wird. Gleichwohl sind in allen vier 
Ländern die Entscheidungskompetenzen der gesellschaftlichen 
Gerichte gesetzlich verbindlich geregelt und einander weit­
gehend angenähert.2 Die im Einzelfall anzuwendenden Maß­
nahmen sind ihrem Charakter nach Erziehungsmaßnahmen.
Sie müssen gesetzlich begründet sein.

2. Übergabe des Straftäters zur gesellschaftlichen Bürg­
schaft (UdSSR, VR Bulgarien, SR Rumänien und CSSR).

Die Übergabe ist verbunden mit einer Befreiung von straf­
rechtlicher Verantwortlichkeit (UdSSR), mit einem beding­
ten Absehen von strafrechtlicher Verantwortlichkeit (VR 
Bulgarien) bzw. mit einem Absehen von Maßnahmen straf­
rechtlicher Verantwortlichkeit (SR Rumänien) oder von Strafe 
(CSSR). Unbeschadet dieser Unterschiede wird mit der Über­
gabe zur Bürgschaft, die keiner konkretisierenden Ausgestal­
tung bedarf, in jedem Fall die Strafverfolgung beendet. Es 
gibt dabei jedoch die Einschränkung, daß innerhalb einer be­
stimmten Frist nach erfolgter Übergabe (ein Jahr nach dem 
StGB der RSFSR) die Heranziehung zur strafrechtlichen Ver­
antwortlichkeit möglich ist, wenn sich der Straftäter des in 
ihn gesetzten Vertrauens nicht als würdig erweist. Insofern 
ist die Charakterisierung der strafprozessualen Abschlußent­
scheidung im Zusammenhang mit der Übergabe als ein be­
dingtes Absehen von strafrechtlicher Verantwortlichkeit (so 
im bulgarischen Straf- und Stfafverfahrensrecht) durchaus 
treffend.3

Eine Übergabe zur Bürgschaft ist nur bei geständigen 
Straftätern zulässig.

3. Anwendung administrativer Strafen (UdSSR, VR Bul­
garien, SR Rumänien).

Unter gesetzlich näher bezeichneten Voraussetzungen (z. B. 
darf nach Art. 50* a) b) * * * * * * * * * 1, 1 StGB der RSFSR die angedrohte Strafe 
nicht höher als ein Jahr sein), kann anstelle der in der ver­
letzten Strafrechtsnorm vorgesehenen Kriminalstrafe eine 
administrative Form der Verantwortlichkeit treten, und zwar 
überwiegend in Gestalt einer administrativen Geldstrafe, die 
durch den Einzelrichter ausgesprochen wird. Solche Sank­
tionsmöglichkeiten wurden 1977 in der UdSSR und 1982 in 
der VR Bulgarien eingeführt.4

4. Übergabe der Strafsache zur disziplinarischen Erledi­
gung an den Disziplinarbefugten bzw. Einstellung des Ver­
fahrens, wenn über die Sache bereits disziplinarisch entschie­
den wurde (CSSR).

Diese Formen der Erledigung geringfügiger Strafsachen 
ist nur zulässig, wenn die Straftat zugleich einen Disziplinar- 
verstoß darstellt.

5. Bedingte Einstellung des Strafverfahrens (VR Polen).
Die bedingte Verfahrenseinstellung (Art. 27 bis 29 StGB)

ist mit der Festlegung einer Bewährungszeit von einem Jahr 
bis zu zwei Jahren und ggf. mit der Auferlegung von Ver­
pflichtungen verbunden (Schadenswiedergutmachung, Ent­
schuldigung beim Geschädigten, gemeinnützige Arbeiten). 
Das Verfahren kann wieder aufgenommen werden, wenn der 
Täter während der Bewährungszeit eine weitere Straftat 
begeht oder wenn er die ihm auferlegten Verpflichtungen 
nicht erfüllt. Anderenfalls wird bei der bedingten Verfah­
renseinstellung, die sowohl vom Staatsanwalt als auch vom

1 Vgl. M. Benäik, „Rechtliche und gesellschaftliche Verantwortlichkeit 
für geringfügige Kriminalität“, NJ 1984, Heft 6, S. 223.

2 Vgl. für die UdSSR: Ordnung über die Kameradschaftsgerichte, 
bestätigt durch Erlaß des Präsidiums des Obersten Sowjets der 
RSFSR vom 11. März 1977 (Wedomosti Werchownowo Sowjeta 
RSFSR 1977, Nr. 12, S. 176 ff., Art. 255);
für die VR Bulgarien: Gesetz über die Kameradschaftsgerichte 
vom 22. Juni 1961 (Isvestija na prezidiuma na narodnoto subranie 
1961, Nr. 50, S. 33 bis 40) 1. d. F. der Änderungsgesetze von 1966 
(Darzaven vestnik 1966, Nr. 101) und von 1975 (Oarzaven vestnik 
1975, Nr. 562);
für die SR Rumänien: Gesetz Nr. 59/1968 über die Gesellschafts­
gerichte i. d. F. des Dekrets Nr. 364 vom 2. November 1976 zur 
Erweiterung der Kompetenzen der Gesellschaftsgerichte.

3 Vgl. Ch. Slmeonow, „Die gesellschaftliche Bürgschaft“, Sowjetskoje 
gossudarstwo i prawo 1969, Heft 9, S. 105 ff.

4 Vgl. für die UdSSR den Erlaß des Präsidiums des Obersten So­
wjets der UdSSR vom 8. Februar 1977 über die Ordnung zur An­
wendung von Maßnahmen der administrativen Strafen gegenüber 
Personen, die von der strafrechtlichen Verantwortlichkeit ent­
sprechend Art. 43 der Grundlagen der Strafgesetzgebung der UdSSR 
und der Unionsrepubliken befreit wurden (Sowjetskaja justizija 
1977, Heft 6, S. 7 f.). Als administrative Strafe ist hier auch der 
Arrest bis 15 Tage vorgesehen.


